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Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Westlicher Ortsrand“

Textlicher Teil – Satzung

RECHTSGRUNDLAGEN

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans sind:

Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) geändert worden ist.

Landesbauordnung (LBO)
in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. BW 2010, 357, 358, ber. S. 416), die zuletzt durch Gesetz
vom 13.06.2023 (GBl. S. 170) m.W.v. 17.06.2023 geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch
Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023  geändert worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanZV)
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB am 15.12.2021

2. Ortsübliche Bekanntmachung gem. § 2 (1) BauGB am 22.12.2021

3. Beteiligung der Öffentlichkeit
gem. § 3 (1) BauGB

vom 03.01.2022 bis 04.02.2022

4. Beteiligung der Behörden
gem. § 4 (1) BauGB

vom 03.01.2022 bis 04.02.2022

5. Billigung des Bebauungsplanentwurfs
und Auslegungsbeschluss

am 16.02.2023

6. Öffentliche Auslegung und Behördenbeteiligung
gem. § 3 (2) BauGB und § 4 (2) BauGB
6.1 Bekanntmachung am 01.03.2023

6.2 Auslegungsfrist / Behördenbeteiligung vom 13.03.2023 bis 21.04.2023

7. Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB am 14.12.2023

8. Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB am

Zur Beurkundung
Jagsthausen, den .......................

------------------------------------
Bürgermeister
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TEXTLICHER TEIL
In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt:

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-15 BauNVO)

1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Gemäß § 12 Abs. 3a i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen
nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durch-
führungsvertrag verpflichtet.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO)

2.1 Höhe der baulichen Anlagen

Eine Überschreitung der maximal zulässigen Gebäudehöhe (GHmax gemäß Planeintrag in
Anlage 4 - Geländeschnitt) ist mit untergeordneten technischen Einrichtungen und Auf-
bauten wie Aufzugsvorrichtungen, Treppenhausüberdachungen, Dachbelichtungen, Ka-
minen, Klimatisierungs- oder Belüftungsanlagen für eigene Zwecke sowie mit Solar- und
Photovoltaikanlagen bis zu einer Höhe von 1,50 m auf maximal 10 % der Dachfläche
zulässig.

3. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Die Anzahl der Wohneinheiten (WE) wird auf vierzehn Wohneinheiten pro Gebäude im
Plangebiet begrenzt.

4. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB)

4.1 Oberflächenbefestigung

Pkw-Stellplätze, Zufahrten, Hauszugänge, Garagenvorplätze, Terrassen sowie Geh- und
Fußwege sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versickern kann (z.B.
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Rasengittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige Pflasterung o. ä.).
Der Unterbau ist auf den Belag abzustimmen.

4.2 Ausschluss unbeschichteter metallischer Dacheindeckungen und Fassaden-
verkleidungen

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen sind unzu-
lässig.

4.3 Beleuchtung des Gebiets

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten ist die Straßen- und Wegbeleuchtung mit insek-
tenschonenden Lampen entsprechend dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es
sind Leuchten zu wählen, die das Licht gerichtet nach unten abstrahlen und kein Streu-
licht erzeugen. Private Dauerbeleuchtungen sind unzulässig.

4.4 Verbesserung des örtlichen Kleinklimas

Die Freiflächen der Baugrundstücke sind unversiegelt zu belassen, gärtnerisch anzulegen
und dauerhaft zu erhalten, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwen-
dungen benötigt werden. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (Folie,
Vlies) sind nur zur Anlage von permanent mit Wasser gefüllten Gartenteichen zulässig.
Großflächig mit Steinen, Kies, Schotter oder sonstigen vergleichbaren losen Material-
schüttungen bedeckte Flächen, in welchen diese Materialien das hauptsächliche Gestal-
tungsmittel sind und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen
(Schottergärten), sind unzulässig.

4.5 Dachbegrünung von Flachdächern oder flach geneigten Dächern

Flachdächer oder flach geneigte Dächer mit einer Dachneigung von bis zu 6° sind mit
geeigneten Arten (Sedum etc.) zu begrünen. Der Substrataufbau muss zumindest eine
dauerhafte extensive Begrünung gemäß der Liste zur Begrünung ermöglichen. Es ist zer-
tifiziertes, ökologisch unbedenkliches Substrat zu verwenden.

5. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes
(§9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

5.1 Passiver Lärmschutz

Zum Schutz vor schädlichen Verkehrsgeräuschimmissionen im Sinne des BImSchG sind
bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräu-
men bauliche Vorkehrungen nach den Bestimmungen der DIN 4109, Schallschutz im
Hochbau, zu realisieren. Es gelten die in der Planzeichnung festgesetzten Lärmpegelbe-
reiche.

Das erforderliche Schalldämm-Maß der Außenfläche eines Raumes ergibt sich aus dem
festgesetzten Lärmpegelbereich in Verbindung mit der nachfolgenden Tabelle der DIN
4109-1. Das notwendige Schalldämm-Maß ist in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart
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und Raumgröße im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. Auf die DIN 4109 wird
verwiesen.

Wird im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht, dass im Einzelfall (z.B. durch
abschirmende Bebauung oder durch abschirmende Bauteile) geringere Lärmpegelebe-
reiche an den Fassaden vorliegen, kann von den festgesetzten Lärmpegelbereichen ab-
gewichen und die Schalldämmung der Außenbauteile entsprechend der DIN 4109
reduziert werden.

6. Pflanzgebote und Pflanzbindungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

6.1 Gestaltung und Bepflanzung privater Bauflächen

Die nicht überbauten Flächen der Grundstücke sind als Grünflächen oder gärtnerisch an-
zulegen und zu unterhalten.

In den Bauflächen ist pro angefangene 500 m2 Baugrundstücksfläche mindestens ein ge-
bietsheimischer Laub- oder Obstbaum zu pflanzen und bei Abgang zu ersetzen. Die
Bäume sollen bei ihrer Pflanzung als Hochstämme einen Stammumfang von mindestens
12 – 14 cm haben.

Mindestens 5 % der Grundstücksflächen sind mit gebietsheimischen Sträuchern grup-
pen- oder heckenartig zu bepflanzen. Dabei sind je Strauch 2,0 m² Pflanzfläche anzuneh-
men, Pflanzabstände: 1,5 m, Pflanzgröße 2 x v, 60 – 100 cm.
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Ein Formschnitt sollte nur aus Gründen des Nachbarrechts vorgenommen und sonst eine
naturnahe Wuchsform angestrebt werden. Ein Rückschnitt sollte nur im Winterhalbjahr
(Oktober bis Februar) vorgenommen werden.

Die Pflanzungen sind innerhalb eines Jahres nach Bezug zu vollziehen.

6.2 Baum- und Strauchpflanzungen entlang der westlichen Plangebietsgrenze

In den festgesetzten Flächen für das Anpflanzen, ist die Anpflanzung von Hochstämmen
mit einem Stammumfang von mindestens 10 – 12 cm für Obstbäume und 16 – 18 cm für
Laubbäume sowie von gebietsheimischen Sträuchern zwingend vorzunehmen. Dabei
sind je Strauch 2 m² Pflanzfläche anzunehmen, Pflanzabstände: 1,5 m, Pflanzgröße: 2 x v
(verschult), 60 - 100 cm.

Ein Formschnitt sollte nur aus Gründen des Nachbarrechts vorgenommen und sonst eine
naturnahe Wuchsform angestrebt werden. Ein Rückschnitt sollte nur im Winterhalbjahr
(Oktober bis Februar) vorgenommen werden.

Die Pflanzungen sind innerhalb eines Jahres nach Bezug zu vollziehen.

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

1.1 Dachdeckung und Fassadenverkleidung

Grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien und Farben sind für die Dachde-
ckung und Fassadenverkleidung mit Ausnahme von Solarkollektoren und Photovoltaik-
anlagen unzulässig.

Staffelgeschosse sind farblich oder durch Materialwechsel von den darunter liegenden
Vollgeschossen abzusetzen.

2. Werbeanlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO)

Sich bewegende Werbeanlagen sowie Lichtwerbungen mit Lauf-, Wechsel- und Blinklicht
sind unzulässig.
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3. Einfriedungen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Zur Durchlässigkeit von Kleintieren müssen Einfriedungen wie Zäune und Sichtschutz-
wände einen Bodenabstand (Abstand zwischen Unterkante Einfriedung und Erdreich) von
0,15 m aufweisen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO).

4. Niederspannungsfreileitungen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO)

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig.

5. Stellplatzverpflichtung für Wohnungen
(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs 1 LBO) wird auf 1,5 Kfz-Stellplätze
pro Wohnung erhöht. Ergibt sich bei der Ermittlung eine Bruchzahl, ist aufzurunden.

III. HINWEISE

1. Bodenfunde
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese sind
unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen.

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktags nach der Anzeige in
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer
Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG).

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen.

2. Altlasten
Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-
getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß § 3 Lan-
des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zu verfahren. Die Gemeinde und das Landratsamt sind umgehend über Art
und Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen.

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-
läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der
zuständige Abfallentsorger Auskunft.
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3. Bodenschutz
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes
(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewiesen.

Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten auszuhe-
ben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und
zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 BauGB).

Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1
BBodSchG gewährleisten (z.B. Miete: Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzen-
resten max. 1,5 m, bei sandigem Boden mit wenig Pflanzenresten max. 2,5 m, Schutz vor
Vernässung und Staunässe etc.).

Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustelleneinrich-
tung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor er-
heblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Entstandene Boden-
verdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern.

Oberboden, der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschich-
ten abzuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu er-
halten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe § 202
BauGB). Not-wendige Bodenarbeiten sind schonend und unter sorgfältiger Trennung
von Oberboden und Unterboden durchzuführen. Als Zwischenlager sind Bodenmieten
vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 BBodSchG gewährleisten. Bo-
denverdichtungen sind grundsätzlich zu vermeiden. Entstandene Bodenverdichtungen
sind nach Abschluss der Bautätigkeit wirkungsvoll aufzulockern. Die fachlichen Anforde-
rungen an den Bodenabtrag, die Zwischenlagerung und den Bodenauftrag sind in der
DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ und im Heft
Bodenschutz 26 „Merkblatt Bodenauffüllungen“ der LUBW zusammengefasst.

4. Grundwasserfreilegung
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als Untere Wasser-
behörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen.

Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Ar-
beiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und die Untere
Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 Abs. 6 WG).

Verunreinigungen bzw. Belastungen des Grundwassers können auch im überplanten Be-
reich grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden.

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer
ist unzulässig.
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5. Baugrunduntersuchung
Es werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen nach DIN EN 1997-2 bzw.
DIN 4020 empfohlen.

6. Vogelschlag
Zur Überprüfung auf die Notwendigkeit von Vogelschutzglas sollte in die örtlichen Bau-
vorschriften ein Hinweis aufgenommen werden und bei den Einzelbaugenehmigungen
im erforderlichen Fall festgelegt werden. Bei den entstehenden Gebäuden, die an den
Außenbereich angrenzen, ist ein erhöhtes Kollisionsrisiko für Vögel gegeben, sobald
Fensterscheiben den Himmel oder Naturraumstrukturen spiegeln und Glasfassaden über
eine Ecke geplant werden. Grundsätzlich sollten Situationen mit Fallenwirkung vermie-
den werden. Neben dem Verzicht auf Glasfronten existieren Maßnahmen, durch die Glas-
fassaden für Vögel wahrnehmbar gemacht werden können.

Informationen hierzu finden Sie unter: https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/bro-
schueren/Glasbroschuere_2022_D.pdf

7. Artenschutz
Bei allen Baumaßnahmen muss der Artenschutz beachtet werden. Es ist verboten, wild
lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu fangen, zu
verletzen oder zu töten (§ 39 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG). Es ist außerdem verboten, Tiere der
besonders geschützten Arten, der streng geschützten Arten sowie europäische Vogelar-
ten erheblich zu stören oder zu töten (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG). Auch dürfen
deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht beschädigt oder zerstört werden (§ 44 Abs.
1 Nr. 3 BNatSchG).

8. Baufeldräumung und Gehölzrodung
Bäume und Sträucher dürfen nur in der Zeit vom 1. Oktober bis 28. Februar gefällt bzw.
gerodet werden. Holz, Astwerk und Schnittgut sind gleich abzuräumen. Auch höher ste-
hende krautige Vegetation ist in diesem Zeitraum zu mähen.

Sollte der Bau erst zeitlich verzögert beginnen, sind die Flächen regelmäßig, d.h. mindes-
tens alle zwei Wochen ab Beginn der Vegetationsperiode Anfang März, zu mähen. Damit
wird die Fläche für Bodenbrüter unattraktiv.

Die Gebäude sollten ebenfalls im genannten Zeitraum abgerissen werden. Ein Abriss zwi-
schen März und September ist nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass keine Vögel am
Gebäude brüten. Dies ist zuvor von einer fachkundigen Person zu prüfen.
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9. Anpflanzungen
Bei der Herstellung von Anpflanzungen sind die Regelungen des Nachbarrechtsgesetzes
Baden-Württemberg (NRG) zu beachten.

10. Geotechnik
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-
breitungsbereich von Gesteinen des Mittleren Muschelkalks sowie der Meißner-Forma-
tion (Oberer Muschelkalk).

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens sowie mit Auf-
füllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind,
ist zu rechnen.

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer ge-
plant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005)
verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versi-
ckerungs-gutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Bau-
grundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der
Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mul-
den-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden.

Am Westrand grenzt das Plangebiet an einen Rutschhang an (vgl. beigefügter Lageplan).

Über den genauen Umfang und die Aktivität des Rutschgebiets ist dem LGRB nichts Nä-
heres bekannt. Bereits kleinere Eingriffe in das Hanggleichgewicht (z.B. Abgraben von
Teilen des Rutschmassenfußes durch Anlegen von Baugruben, Einbringung von Auffül-
lungen) können zu einer Reaktivierung alter bzw. zur Bildung und neuer Gleitflächen füh-
ren.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z.B. offene bzw. lehmerfüllte Spalten)
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN
4020 durch ein privates mit der Rutschungsthematik vertrautes Ingenieurbüro empfoh-
len.
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11. Umweltbaubegleitung
Im beigefügten Fachbeitrag Artenschutz werden verschiedene Maßnahmen festgelegt
mit denen vermieden wird, dass Verbotstatbestände bzgl. der Vögel, der Fledermäuse,
der Haselmaus und der Reptilien, hier speziell der Zauneidechse, ausgelöst werden.

Für die Umsetzung der Maßnahmen wird eine Umweltbaubegleitung festgelegt, die die
einzelnen Festlegungen und zeitlichen Abfolgen prüft und ggf. modifiziert.

Die Umweltbaubegleitung erteilt die Freigabe zum Beginn einzelner Maßnahmenschritte
und begleitet und dokumentiert die Umsetzung.

12. Gestaltung der Böschungen
Es wird empfohlen in Randstrukturen vor allem im oberen, besser besonnten Teil der
neuen Böschung an mehreren Stellen (≥ 5) kleine Stein- oder Totholzhaufen (je 1-2 qm)
einzubauen, die Reptilien Möglichkeit zum Sonnen oder Verstecken bieten.
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IV. ARTEN- UND SORTENLISTEN

Artenliste 1: Verwendung gebietsheim. Gehölze für Anpflanzungen
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Artenliste 2: Obstbaumsorten und empfohlene Saatgutmischungen

Zur Verwendung ist Saatgut gesicherter Herkunft aus dem Süddeutschen Berg- und Hügelland.

Aufgestellt:
Jagsthausen, den

DIE GEMEINDE DER PLANFERTIGER :

IFK - INGENIEURE
Partnerschaftsgesellschaft mbB

LEIBLEIN – LYSIAK – GLASER
EISENBAHNSTRASSE 26  74821 MOSBACH

E-Mail: info@ifk-mosbach.de

Ausfertigung:

Der textliche und zeichnerische Inhalt dieser Satzung stimmt mit dem Satzungsbeschluss des
Gemeinderates vom 14.12.2023 überein.
Die ordnungsgemäße Durchführung der o.g. Verfahrensschritte wird bestätigt.

Jagsthausen, den Der Bürgermeister

(Siegel)


